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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes 

über die Gewährung von Zulagen in den gesetzlichen Rentenversicherungen 

(Rentenzulagen gesetz - RZG -) 

- Nr. 2390 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des Ausschusses für Sozialpolitik 
(21. Ausschuß) 


E 11 t w u r 1 

§ 1 

(1) Vorbehaltlich der Neuregelung der ge- 
setzlichen Rentenversicherungen werden zu 
den am 1. Juli 1951 laufenden oder nach 
diesem Tage festgestellten Renten aus der 
Rentenversicherung der Arbeiter (Invaliden- 
versicherung), der Rentenversicherung der 
Angestellten (Angestelltenversicherung) und 
der knappschaftlichen Rentenversicherung Zu - 
lagen gewährt. Zum Knappschaftssold wird 
keine Zulage gewahrt. 

(2) Die Zulagen sind Bestandteile der 
Renten. 

(3) Die Zulagen werden nur gewährt, wenn 
und solange sich der Berechtigte im Bundes- 
gebiet oder im Lande Berlin aufhält, es sei 
denn, daß zwischenstaatliche Abkommen 
etwas anderes bestimmen, 

§ 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Renten- 
versicherung im Lande Berlin, wenn das Land 
Berlin nach Artikel 87 Absatz 2 seiner Ver- 
fassung die Anwendung dieses Gesetzes be- 
schließt und durch Gesetz bestimmt, daß die 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 

§ 1 

(I) unverändert 


(2) Die Zulagen sind unbeschadet der Vor- 
schriften des § 2 Absatz 3 und 4 Bestandteile 
der Renten. 

(3) unverändert 


§ 5 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Rentenver- 
sicherung im Lande Berlin, wenn das Land 
Berlin nach Artikel 87 Absatz 2 seiner Ver- 
fassung die Anwendung dieses Gesetzes be- 
schließt und durch Gesetz bestimmt, daß die 
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E n t Li r i 

Rentenversicherung der Arbeiter (Invaliden- 
Versicherung) und die Rentenversicherung 
der Angestellten (Angestelltenversicherung) 
grundsätzlich nach den in der Bundesrepublik 
Deutschland geltenden Vorschriften durdi- 
geführt werden; in diesem Gesetz des Landes 
Berlin ist das Nähere zur Überleitung des 
Bundesrechts auf das Land Berlin zu be- 
stimmen. Irn Einvernehmen mit der Bundes- 
regierung kann dabei vom Bundesrecht ab- 
gewichen werden, insbesondere soweit es sidi 
handelt um 

a) die VersicherungspHichtgrenze, 

b) die über das Biindcsrecht hinausgehenden 
und bereits festgestellten Leistungen, 


c) die Höhe des Beitrags zur Krankenver- 
sicherung der Rentner; wird hiernach ein 
höherer Beitrag als nach Bundesrecht be- 
stimmt, so wird in dem Verfahren nach 
§ 4 nur der Beitragssatz nach Bundesrecht 
berücksichtigt. 

Über die Auswirkungen des vom Lande Ber- 
lin zu erlassenden Gesetzes auf den Bund 
oder die Rentenversicherungen ini Bundes- 
gebiet regelt die Btmdesregierttng im Einver 
nehmen mit dem Senat des latndes Berlin das 
Nähere. 

(2) Die l.eistungen der knappschaftlichen 
Rentenversicherung an Berechtigte, die im 
Lande Berlin wohnen, werden von der Ver- 
sicherungsanstalt Berlin nach Bundesrecht 
lestges teilt und gewährt, soweit nicht ein 
Eräger der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung im Bundesgebiet leistungspflichtig ist. 
Die Arbeitsgemeinschaft der Knappschaften 
m der Bundesrepublik Deutschland erstattet 
der Versicherungsanstalt Berlin die sich dar- 
aus ergebenden Aufwendungen und verteilt 
sie auf den Bund und die einzelnen Knapp- 
sdiaften nach den bundesrechtlichen Vor- 
schriften. 

(3) Die Vorsdoriften über das Gemeinlast- 
verfahren in den Rentenversicherungen der 
Arbeiter und der Angestellten treten im 
lande Berlin mit Wirkung vom 1. Juni 1951 
in Kraft. 


Beschlüsse des 2J. Ausschusses 

Rentenversicherung der Arbeiter (Invaliden- 
versicherung) und die Rentenversicherung der 
Angestellten (Angestelltenversicherung) späte- 
stens vom 1. April 1952 an grundsätzlich 
nach den in der Bundesrepublik Deutschland 
geltenden Vor sehr! Ften durch geführt werden; 
in diesem Gesetz des Landes Berlin ist das 
Nähere zur Überleitung des Bundesrechts auf 
das Land Berlin zu bestimmen. Im Einver- 
nehmen mit der Bundesregierung kann dabei 
vom Bundesrecht abgewichen werden, insbe- 
sondeic soweit cs sich handelt um 

a) die Versicherungspflichtgrenze, 

b) die über das Bundesrecht hinausgehenden 
und bereits festgcstelltcn Leistungen, 

c) die Gewährung von Renten an Frauen, 
die das 60. Lebensjahr vollendet haben 
und nicht mehr erwerbstätig sind, 

d) die Höhe des Beitrags zur Krankenver- 
sicherung der Rentner; wird hiernach ein 
höherer Beitrag als nach Bundesrecht be- 
stimmt, so wird in dem Verfahren nach 
§ 4 nur der Beitragssatz nach Bundcsreclit 
berücksichtigt. 

Über die Auswirkungen des vom Lande Berlin 
zu erlassenden Gesetzes auf den Bund oder 
die Rentenversicherungen im Bundesgebiet 
regelt die Bundesregierung im Einvernehmen 
mit dem Senat des Landes Berlin das Nähere. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 


(4) Der Bund leistet für die Zeit vom 
1. April bis 30. September 1951 zu jeder von 
der Versicherungsanstalt Berlin zu gewähren- 
den Rente einen Betrag von 20 Deutsdie 
Mark monatlich. Die Gewährung von Bun- 
desmitteln zu den Rentenversicherungen im 
Lande Berlin für die Zeit vom 1. Oktober 
1951 an richtet sich nach Bundesrecht; die 
Bundesregierung und der Senat von Berlin 
können hierüber Näheres, insbesondere für 
eine Übergangszeit, vereinbaren. 


(4) unverändert 
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